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XIV, Gt'setzgebLU,gsper k·de 

R,EPlH?H.U< ÖSTERREiCH 

DER BUNDESWN;STE!~ FÜR :NNERES 

Zl. 16303/2-I/1/78 Wien, am 6. Juni 1978 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

=====~==~=============~============== 

-1'f82fA8 

1978 -n5- 0 " 
zu 1tf'l2/J 

In Beantwortung' der von den Abgec;>rdneten Dr. Lanner und 

Genossen am 21.4. '1978 gemo § 91 des Geschäftsordnung's­

gesetzes 1975, Bundesgesetzblatt Nr. 410, an mich gerich­

teten schriftlichen Anfrage Nr. 1842/~T I betreffend Praxis 

des Hinisteriums bei der Abgeltung von Überstundenleistungen 

von Beamten des Innelll'11inisteriums I beehre ich mich mit.zu­

teilE.m: 

Die Behauptung 1 daß die Praxi.s des Bundesminist,eriums für 

Inneres bei der Abgeltung von Überstundenleistungen von 

Beamt.en des Bundesministeriums für Inne:r'es ,zum Teil ge­

setzwidrig ist, muß entschieden zurückge\V'iesen werden. 

Das Bundesministerium für Inneres hält sich bei der l\b­

geltung von überstunden an die einschlägigen gesetzlichen 

Besti.mmungen. So bestimmt § 28 der Dienstpragmatik, daß 

überstunden, soweit sie nicht durch Freizeit ausgeglichen 

werden! nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften abzu­

gelten sind, wenn entvleder eine Anordnung vorlieg't oder 

die Leistung der Überstunden zur Abwehr eines Schadens 1.1n­

verzUg lieh notr,Jendig' ,..,ar und der Bea."Tlte einen zu!.' l\nordnung 

der Uberstunden Befugten nicht erreichen konnte . 
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Im letzteren Fall e!1tsteht ein Anspruch auf AngeJ.tung nur 

dann, '\ .... enn der Bea..'11te diese ohne Anordnung geleistet.en 

Uberstunden spätestens innerhalb einer Woche schriftlich 

meldet. 

Den beiden in Rede stehenden Dienstrechtsverfahren liegt 

folgendes zugrunde: 

Im April 1976 erkrankte der in der iiliteilung Kriminalpoli­

zeiliche Ermittlungen des Bundesministerith'1ls für Inneres 

vorwiegend zur aktenmäßigen Behandlung von Abgängigkei ts·­

fällen herangezogene Sachbearbeiter. Es war notwendig, seine 

AufgabE.'!ll vorübergehEmd anderen Bediensteten zuzuweisen. Die 

zuständigen Vorgeset.zten kamen zu der Auffassung, daß eS 

auf Grund der gegebenen Arbeit:sauslastung am ehesten den in 

der glei.chen Abteilung vorwiegend auf dem Gebiet der Be­

kämpfung der Kapitalverbrechen und Si'tt,lichkeitsdelikte ver­

wendeten Bedienstet,en zugemute't werden könne, die ~ ... genden 

des erkrankten Beamten vorübergehend zusätzlich zu über­

nehmen. Der Leiter der Kriminalpolizeilichell Gruppe und der 

der zuständigen Abteilung gingen dabei von der Uberzeugung 

aus, daß es den übrigen Bediensteten, die in den genannten 

beiden Arbeitsbereichen insgesamt noch zur Verfügung' standen, 

'unter Setzung von Prioritäten möglich sein müßte, die Auf­

gaben ohne Leistung von zusätzlichen Uberstunden zu erledigen. 

Nach Rückkehr des erkrankten Beamten meldeten zwei der sechs 

Beamten, daß sie in Durchführung der ihnen aufget.ragenen Ver­

tretungstätigkeit gezwungen waren, Uberstunden zu leisten. 

Dieser Bericht wurde von den Dienstvorgesetzten zum Imlaß 

genommen, Belohnunger. für diese beiden Bediensteten zu be-
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antragen. Diesem Antrag wurde seitens der Dienstbehörde 

stattgegeben. Die beiden Bea11lten begehrten zusätzlich zu 

den erhaltenen Belohnungen die bescheidmäßige Feststellung 

der ihnen n~ch ihrer Ansicht gebührenden überstundenvergütung. 

Das Bundesministerium für Inneres hat daraufhin mit Bescheiden 

vom 15.11.1976 bzvl. 30.12.1976 festgestellt, daß den Beamten 

eine Vergütung nicht gebührt. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat diese Bescheide mit Erkennt­

nissen vom 10.3.1977 bzw. 30.6.1977 aus Verfahrensgründen. 

aufgehoben und insbesondere die Feststellung des genauen In­

haltes der de~ heiden Antragstellern erteilten Aufträge zur 

Ausführung zusätzlicher Arbeiten als notwendig bezeichnet. 

GestUtzt auf c1i.e Aussagen der Dienstvorgesetzten, daß überstunden 

weder ausdrücklich, noch impliziert angeordnet und auch gar nicht 

notwendig '\iITaren, hat das Bundesministerium für Inneres am 7.4.·1978 

bzw. 2.5.1978 neuerlich Bescheide erlassen, in denen festgestellt 

wird, daß die beant.ragte überstundenvergütung mangels Vorliegens 

der gesetzlichen Voraussetzungen nicht gebührt. 

Die an mich: gerichteten Fragen beantworte ich 'i,.,rie folgt: 

1) Das Bundesministerium für Inneres geht im Sinne des Gesetzes 

vor, d.h. Uberstunden werden bei Vorliegen der gesetzlichen 

Voraussetzungen durch Freizeit ausgeglichen oder fi.nanziell 

abgegolten. 

2) Da es sich praktisch rnn den gleichen Fall handelt, mußten die 

zusätzlichen Ermittlungen, die über die Anträge der beiden 

Beamten noblendig wurden, gleichlaufend durchgeführt v]erden • 
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Darüberhine.us war es zweckmäßig, in rechtlicher Hinsicht das 

Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministerium 

für Finanzen herzustellen. 

3) In den heiden angeführten Verfahien bildet den eigentlichen 

Streitpunkt der Inhalt bzw. der Sinn des Dienstauftrages,l der 

am 20.4.1976 erteilt wurde. Darüberhinaus war festzustellen, 

ob allenfalls durch spä"tere Aufträge odel: Ereignisse eine 

Änderung in der rechtserheblichen Sachlage herbeigeführt wurde. 

Das Bundesministerilliil für Inneres ist bei seinen dienstrecht­

lichen Maßnahmen - wie auch sonst - stets bestrebt, der Judikatur 

der HÖchs·tgerichte Rechnung zu tragen. Auch den Empfehlungen des 

Rechnungshofes wird immer die gebotene Beachtung geschenkt. 

'4) Von den beiden bereits erwähnten Beschwerden abgesehen wurde 

der Verwaltungsgerichtshof von Beamten der Zentralleitung des 

Bundesministeriums für Inneres in dienstrechtlichen Belangen 

seit 1975 achtmal befaßt. Davon ist derzeit ein Verfahren noch 

anhängig. 

5) Eine Aufhebung von Bescheiden des Bundesministeriums für 

Inneres erfolgte auf Grund der unter Ziffer 4 genanpten An~ 

rufungen des Verwaltungsgerichtshofes in vier Fällen. 

6) Anläßlich der unter Ziffer 4 genannten Verfahren vor dem 

Verwaltungsgerichtshof (einschließlich der beiden erwähnten 

Verfahren) hatte der Bund Prozeßkosten in der Höhe von 

S 16.641,40 zu tragen. 
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